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MINISTERIUM FÜR SOZIALES, 
ARBEIT, GESUNDHEIT 
UND DEMOGRAFIE

Sehr geehrter Herr Vorsitzender Dr. Böhme,

anlässlich der Erörterung der oben genannten Tagesordnungspunkte in der 33. Sitzung 
des Sozialpolitischen Ausschusses am 5. Mai 2020 habe ich zugesagt, den Mitgliedern 
des Ausschusses meinen Sprechvermerk zur Verfügung zu stellen.

Eine entsprechende Ausfertigung ist als Anlage beigefügt.

für Rheinlartd-Pfali
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Sehr geehrter Herr Vorsitzender Dr. Böhme, 
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete,

ich möchte Ihnen heute einen Überblick über die sozialpolitischen Auswirkungen der 
Corona-Pandemie geben, so wie sie sich aktuell darstellen.

Zunächst komme ich zu den Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt.

Das genaue Ausmaß der Corona-Krise auf den Arbeitsmarkt ist zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt schwer abzuschätzen. Klar ist jedoch bereits, über welche Dimension wir 
sprechen: Das IAB geht davon aus, dass die deutsche Wirtschaft und der Arbeitsmarkt 
vor der schwersten Rezession der Nachkriegsgeschichte stehen. Das Bruttoinlandspro­
dukt wird demnach in diesem Jahr um 8,4 Prozent schrumpfen und damit noch stärker 
als im Zuge der internationalen Finanz- und Wirtschaftskrise vor zehn Jahren. Dies wird 
auch unseren grundsätzlich sehr robusten deutschen Arbeitsmarkt massiv unter Druck 
setzen.

In Rheinland-Pfalz ist nach den offiziellen Angaben der Bundesagentur für Arbeit die 
Arbeitslosigkeit im April saisonuntypisch bereits stark angestiegen - auf 5,2 Prozent im 
April 2020 nach zuletzt 4,3 Prozent im April 2019.

Es ist davon auszugehen, dass die Arbeitslosigkeit trotz einer erhöhten Inanspruch­
nahme des auf die aktuelle Situation angepassten Kurzarbeitergeldes und anderer 
staatlichen Hilfen auch in den kommenden Wochen und Monaten noch ansteigen wird.

Ich komme damit zum Kurzarbeitergeld.

Die gesetzlichen Änderungen, die den Bezug von Kurzarbeitergeld für die Zeit der 
Corona-Krise erleichtern sollen, wurden vom Arbeit-von-Morgen-Gesetz entkoppelt und 
am 13. März 2020 vom Bundestag im „Gesetz zur befristeten krisenbedingten Verbes­
serung der Regelungen für das Kurzarbeitergeld“ beschlossen.
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Ziel dieses beschleunigten Verfahrens war es, Unternehmen und ihren Beschäftigten 
schnellstmöglich Hilfen anbieten zu können. Mit den Anpassungen im Bereich des Kurz­
arbeitergeldes wurde das bereits seit Jahren bewährte Instrument der sozialen Siche­
rung so optimiert, dass Arbeitsplätze gesichert und Entlassungen vermieden werden, 
damit die Unternehmen mit ihren Beschäftigten nach der Krise wieder voll durchstarten 
können.

Folgende Änderungen zum Bezug des Kurzarbeitergeldes sind mit dem neuen Gesetz 
rückwirkend ab 1. März 2020 in Kraft getreten:

• Es reicht, wenn 10 Prozent der Beschäftigten eines Betriebes von Arbeitsausfall be­
troffen sind, damit ein Unternehmen Kurzarbeit beantragen kann. Sonst muss min­
destens ein Drittel der Beschäftigten betroffen sein.

• Sozialversicherungsbeiträge werden bei Kurzarbeit von der Bundesagentur für Arbeit 
vollständig erstattet.

• Kurzarbeitergeld ist auch für Beschäftigte in Zeitarbeit möglich.
• In Betrieben, in denen Vereinbarungen zu Arbeitszeitschwankungen genutzt werden, 

wird auf den Aufbau negativer Arbeitszeitkonten verzichtet.

Das wir uns aktuell in einem dynamischen Prozess befinden, wird auch dadurch deut­
lich, dass mit dem Inkrafttreten des Sozialschutz-Paketes ebenfalls eine Anpassung bei 
den Hinzuverdienstmöglichkeiten während der Kurzarbeit geschaffen wurde. Und selbst 
hier erfolgte erst kürzlich eine nochmalige Ausweitung. So werden neu aufgenommene 
Nebentätigkeiten bis zur Höhe des vorherigen Einkommens nicht auf das Kurzarbeiter­
geld angerechnet. Diese Regelung gilt nun für alle Berufe und nicht nur für systemrele­
vante Bereiche und trägt insbesondere dazu bei, die Einkommenseinbußen der Be­
schäftigten abzumildern. Bisher galt: Wenn nach Eintritt von Kurzarbeit eine Nebentä­
tigkeit neu aufgenommen wurde, erfolgte eine Anrechnung des daraus erzielten Ent­
gelts.

Um die Ängste der Menschen vor einem sozialen Abstieg weiter abzumildern, hat die 
Bundesregierung die vorübergehende Erhöhung des Kurzarbeitergeldes beschlossen.
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Demnach wird das Kurzarbeitergeld von Beschäftigten, deren Arbeitszeit um mindes­
tens 50 Prozent reduziert wurde,

• ab dem 4. Monat auf 70 Prozent beziehungsweise auf 77 Prozent für Haushalte mit 
Kindern und

• ab dem 7. Monat auf 80 Prozent beziehungsweise auf 87 Prozent für Haushalte mit 
Kindern

•

aufgestockt. Gerade Geringverdiener erhalten dadurch eine höhere finanzielle Sicher­
heit, um gut durch die Krise zu kommen.

Insgesamt 36.000 Anzeigen auf Kurzarbeitergeld liegen aktuell vor, das betrifft 402.000 
Beschäftigte. Die Branchen sind dabei eher „untypisch“: Besonders betroffen sind hier 
die Gastronomie und der Dienstleistungsbereich, die traditionell eher wenig Erfahrung 
mit Kurzarbeit haben.

Damit komme ich zur Grundsicherung für Soloselbstständige und Künstler.

In der aktuellen Krise sorgen sich viele Menschen nicht nur um ihre Gesundheit, son­
dern sie haben auch akute existenzielle Ängste. Mit dem „Sozialschutz-Paket“ haben 
wir den rechtlichen Rahmen geschaffen, den sozialen und wirtschaftlichen Folgen der 
Corona-Pandemie erfolgreich entgegenzusteuern und den Menschen in dieser schwie­
rigen Phase Sicherheit zu geben.

Oberstes Ziel dieser Maßnahmen ist es, den von der Krise sozial und wirtschaftlich be­
sonderes betroffenen Menschen einen unbürokratischen und schnellen Zugang zu den 
Sozialleistungen zu ermöglichen. Ich denke hieran Familien mit geringem Einkommen, 
aber auch an Solo-Selbstständige oder Kleinunternehmer. Insbesondere für Solo- 
Selbstständige und Kleinunternehmer kann die aktuelle Situation existenzbedrohend 
werden. Sie verfügen in aller Regel kaum über finanzielle Rücklagen. Zudem haben sie 
keinen Zugang zu Absicherungen wie Arbeitslosen-, Kurzarbeiter- oder Insolvenzgeld.
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Ich fasse nachfolgend kurz die drei wichtigsten Erleichterungen zusammen:

Bei einem Neuantrag auf Grundsicherung für Arbeitsuchende im Zeitraum von März 
2020 bis Ende Juni 2020 wird die tatsächliche Miete für sechs Monate als angemessen 
anerkannt, selbst wenn die Kosten der Unterkunft und Heizung nach den regulären 
Maßstäben zu hoch wären.

Beziehern laufender Grundsicherungsleistungen, deren Bewilligungszeit zwischen dem 
31. März 2020 bis einschließlich 30. August 2020 endet, werden ihre Leistungen in der 
Regel ohne neuen Antrag weiterbewilligt. Diese brauchen derzeit keinen Weiterbewilli­
gungsantrag stellen.

Auch findet für Anträge im Zeitraum vom 1. März 2020 bis 30. Juni 2020 keine Vermö­
gensprüfung statt. Das heißt, dass es für Antragstellerinnen und Antragsteller nicht er­
forderlich ist, zunächst eigenes Vermögen zu verwerten, bevor ein Anspruch auf Grund­
sicherungsleistungen entsteht. Es muss lediglich zugesichert werden, dass kein erheb­
liches Vermögen vorhanden ist.

Erhebliches Vermögen liegt in der Regel dann vor, wenn die Summe des sofort ver­
wertbaren Vermögens (Barmittel und sonstige liquide Mittel, wie zum Beispiel Girokon­
ten, Sparbücher, Schmuck, Aktien) der zu berücksichtigenden Haushaltsmitglieder 
60.000 Euro für das erste zu berücksichtigende Haushaltsmitglied sowie jeweils 30.000 
Euro für jedes weitere zu berücksichtigende Haushaltsmitglied übersteigt.

An dieser Stelle möchte ich noch kurz auf einen Vermögensbereich eingehen, der aus 
Sicht der Landesregierung einer besonderen Regelung bedarf: Die Altersvorsorge. Ins­
besondere für Selbstständige ist es nicht zumutbar, in dieser kurzen Krisenintervention 
ihre Altersvorsorge aufgeben zu müssen. Ich freue mich daher, dass es der Landesre­
gierung in Gesprächen mit dem BMAS gelungen ist, eine Ergänzung der Weisung der 
Bundesagentur für Arbeit zu erreichen. Vermögen, das der Altersvorsorge dient (insbe­
sondere Kapitallebensversicherungen und Kapitalrentenversicherungen), stellt unab­
hängig von seinem Wert ebenfalls kein erhebliches Vermögen dar.
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Die aktuellen Hilfeangebote werden nach unseren Erkenntnissen gut angenommen. 
Konkrete Zahlen zur Inanspruchnahme liegen nach Auskunft der zuständigen 
Bundesagentur für Arbeit aber noch nicht vor. Aus Kontakten des Ministeriums mit den 
Jobcentern ist aber bekannt, dass sich die monatlichen Antragszahlen derzeit teilweise 
vervierfacht haben.

Lassen Sie mich einige Anmerkungen zur Kürzung der Kosten für Unterkunft und Hei­
zung für Hinterbliebene machen:

Was passiert, wenn die Aufwendungen nicht oder nicht mehr angemessen sind? Für 
diesen Fall hat der Gesetzgeber deutlich gemacht, dass der Erhalt einer zu teuren Woh­
nung mit Hilfe von Leistungen der Grundsicherung oder Sozialhilfe zeitlich nicht unbe­
grenzt schutzwürdig ist. Vielmehr ergibt sich aus dem Gesetzeswortlaut mit der Formu­
lierung "in der Regel jedoch längstens für sechs Monate" eine im Regelfall bestehende 
Grenze. Das bedeutet, die unangemessenen Unterkunftskosten werden solange - in 
der Regel jedoch längstens für sechs Monate - berücksichtigt, wie es nicht möglich oder 
nicht zuzumuten ist, die Aufwendungen zu senken.

Die Sechs-Monatsfrist ist jedoch kein starrer Zeitraum, vielmehr sind Abweichungen 
nach oben und nach unten zulässig, wie schon dem Wortlaut der Norm zu entnehmen 
ist. An dieser Stelle erfolgt durch die Träger der Sozialleistungen die Prüfung, ob Be­
sonderheiten des Einzelfalles vorliegen, die ein Abweichen von der Frist zulassen und 
damit die Einleitung eines Kostensenkungsverfahrens überflüssig machen. Dann wer­
den die Kosten der Unterkunft über dem Richtwert hinaus anerkannt.

Wie in dem vorliegenden Antrag beschrieben, kann es im laufenden Leistungsbezug 
durch Tod oder Auszug des Partners zu einer Überschreitung des Richtwertes kommen. 
In diesem Fall ist - wie eben erwähnt - zu prüfen, ob einzelfallbezogene Gründe vorlie­
gen, die eine über dem Richtwert liegende Miete als konkret angemessen rechtfertigen.
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Dabei ist insbesondere zu berücksichtigen, dass im Regelfall nicht verlangt werden 
kann, dass der Wohnort gewechselt wird, wenn damit die Aufgabe des sozialen Umfelds 
verbunden ist. Es kommt aber immer auf die gesamten das Leben prägenden Um­
stände an.

Das soziale Umfeld kann durch verschiedene Aspekte geprägt sein. Es ist insbesondere 
für Menschen von großer Bedeutung, die pflegebedürftige Menschen betreuen oder 
selbst pflegebedürftig oder behindert sind oder an einer schweren Krankheit leiden und 
daher auf eine besondere wohnungsnahe Infrastruktur sowie ein nachbarschaftliches 
und medizinisches Netzwerk angewiesen sind.

Das soziale Umfeld ist aber auch und gerade für ältere Menschen sehr bedeutsam. 
Daher kann der mit einer Abnahme der Anpassungsfähigkeit einhergehende Alterungs­
prozess im Einzelfall dazu führen, dass einem älteren Menschen der Wegzug aus sei­
nem langjährig vertrauten sozialen Umfeld oftmals nicht mehr zugemutet werden kann. 
Ist ein Wohnungswechsel nicht zumutbar und scheidet eine anderweitige Kostensen­
kung aus, sind weiterhin die tatsächlichen Kosten zu übernehmen.

Diese Hinweise, die ihre Grundlage nicht zuletzt in der Rechtsprechung des Bundesso­
zialgerichts haben, sind auch in den „Richtlinien zur Grundsicherung und Sozialhilfe 
Rheinland-Pfalz“, den sogenannten Sozialhilferichtlinien, enthalten. Nach meiner Erfah­
rung werden diese auch beachtet. Dem Ministerium liegen bisher keine Anfragen oder 
Petitionen vor, in denen Beschwerde darüber geführt wird, dass nach dem Tod des 
Partners zur Kostensenkung aufgefordert wurde.

Natürlich müssen wir aktuell vor allem alles dafür tun, die Gesundheit der Menschen zu 
schützen, aber Bund und Land müssen genauso den existentiellen wirtschaftlichen Sor­
gen der Bürgerinnen und Bürger gerecht werden. Die Hinzuverdienstmöglichkeiten 
beim Bezug des Kurzarbeitergeldes sind ausgeweitet und das Kurzarbeitergeld selbst 
wurde aufgestockt.
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Der Bezug des Arbeitslosengeldes für diejenigen, deren Anspruch zwischen dem 1. Mai 
und 31. Dezember 2020 enden würde, ist um drei Monate verlängert worden. Mit dem 
Sozialschutzpaket ist der Zugang zu sozialen Sicherungsleistungen insgesamt erleich­
tert worden. Verdienstausfälle infolge von Kinderbetreuung werden entschädigt. Unter­
nehmen und damit auch Arbeitsplätze werden durch die Soforthilfe von Bund und Land 
geschützt.

Das Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie hat zudem früh dafür 
Sorge getragen, dass die arbeitsmarktpolitischen ESF- und Landesprojekte trotz der 
kontaktreduzierenden Maßnahmen zur Eindämmung des Corona-Virus sicher fortge­
führt werden können. Projektträger und Jobcenter hatten hier zu Recht große Sorgen, 
was die Weiterfinanzierung der Projekte und die Folgen für die Teilnehmenden und das 
Personal betrifft. Um diese Unsicherheiten zu nehmen, haben wir bereits Mitte März 
2020 mit einem Rundschreiben auf diese Situation reagiert. Ergänzend dazu haben wir 
die Projektträger kürzlich darüber informiert, dass wir die Projekte aus ESF- und Lan­
desmitteln weiterfinanzieren, auch wenn die Projektarbeit angepasst und durch alterna­
tive Arbeitsmethoden, wie zum Beispiel verstärkte Nutzung digitaler Angebote, fortge­
setzt wird. Dadurch stellen wir sicher, dass die Projekte nicht abgebrochen werden und 
die nach der Krise für die Bewältigung der wirtschaftlichen Rezession dringend erfor­
derlichen arbeitsmarktpolitischen Strukturen aufrechterhalten werden können. Für die 
Projektträger ist das ein wichtiges Signal und ein Beitrag zur Sicherung der Fachkräfte 
sowie zur Vermeidung von Arbeitslosigkeit.

Gerade in der Krise messen wir der engen Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern 
einen hohen Stellenwert bei. Schon in der Finanzkrise wurde deutlich, dass mitbe­
stimmte Unternehmen im Schnitt besser durch die Krise kommen. In Rheinland-Pfalz 
wird eine starke gemeinsame sozialpartnerschaftliche Verantwortung gelebt. Im Netz­
werk mit den Gewerkschaften, der Technologieberatungsstelle Rheinland-Pfalz (TBS) 
und den Betriebsräten engagiere ich mich dafür, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
zu unterstützen.
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Dazu gehört beispielsweise der Austausch im Rahmen eines von der Technologiebe­
ratungsstelle organisierten Web-Forums, die Hotline-Unterstützung für die schnelle Be­
antwortung einer Frage oder der Bereitstellung von FAQs.

Wir erleben derzeit nicht zuletzt, wie die Krise die Transformation der Arbeitswelt noch 
einmal beschleunigt. Am Beispiel der umfassenden Nutzung von Homeoffice wird deut­
lich, wie wichtig eine entsprechende technische Ausstattung ist, aber auch welche 
enorme Bedeutung digitale Kompetenzen haben. Weiterbildung kommt daher eine noch 
größere Bedeutung zu als bereits zuvor. Beschäftigte können sich diese über unseren 
Qualischeck fördern lassen. Um den Zugang zu Online-Angeboten zu erleichtern, ha­
ben wir zudem unser Informationsangebote um eine Übersicht der unterschiedlichen 
Angebote der Online-Weiterbildung erweitert.

Wichtig ist mir natürlich auch der Schutz der Gesundheit der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer: Die Landesregierung informiert in ebenfalls enger Zusammenarbeit und 
Abstimmung mit der Gewerbeaufsicht Arbeitsschutz - den Struktur- und Genehmi­
gungsdirektionen Süd und Nord - über die Empfehlungen und Hinweise zu den Maß­
nahmen, die zum Schutz der Gesundheit der Beschäftigten vor einer Ansteckung mit 
dem Coronavirus bei der Arbeit notwendig sind. Der Schutz besonders gefährdeter Per­
sonengruppen, wie Schwangere, stillende Frauen, ältere Beschäftigte oder Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter mit Vorerkrankungen hat bei einer Pandemie eine besondere 
Bedeutung. Für Personen mit einem erhöhten Risiko einer Covid-19-lnfektion hat das 
Ministerium entsprechende Empfehlungen veröffentlicht. Die Struktur- und Genehmi­
gungsdirektionen haben in Abstimmung mit dem Ministerium Informationen zum Mut­
terschutz herausgegeben. Für Baustellenarbeiten und für Beschäftigte im Einzelhandel 
sowie andere Beschäftigte mit ständigen Kundenkontakten in geöffneten Bereichen, 
wurden Verhaltens- und Hygienehinweise für Arbeitgeber und Arbeitnehmer erarbeitet 
und veröffentlicht. Vor dem Hintergrund der seit dem 20. April 2020 geltenden Rege­
lung, dass Geschäfte in Rheinland-Pfalz wieder öffnen dürfen, haben das Ministerium 
und der Einzelhandelsverband Rheinland-Pfalz ein gemeinsames Schreiben an die 
Verbandsmitglieder gerichtet. Vor allem in Einkaufszentren und Einkaufspassagen soll 
darauf geachtet werden, dass die Vorgaben beachtet werden.
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Ich gehe nun auf die Freie Wohlfahrtspflege ein.

Bevor ich zur eigentlichen Berichterstattung komme, möchte allen Mitarbeitenden in 
den sozialen Diensten, ob hauptamtlich oder ehrenamtlich, für das große Engagement 
in dieser schwierigen Zeit danken. Durch zahlreiche persönliche Gespräche, Anfragen 
und die Berichterstattung ist mir bewusst, unter welchen schwierigen Bedingungen hier 
gut gearbeitet wird. Die Landesregierung wird die sozialen Dienste dabei weiter unter­
stützen.

Die zur LIGA der Freien Wohlfahrtspflege gehörenden Leistungserbringer gehören zu 
den tragenden Säulen der Sorge in der Behindertenhilfe und in vielen anderen sozialen 
Bereichen. Ich möchte daher zunächst den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern meinen 
Respekt und tiefempfundenen Dank für die großartige Leistung, die sie in dieser Kri­
senzeit erbracht haben und noch erbringen werden, aussprechen.

Dies gilt aber auch für die vielen sozialen Dienstleister, die nicht zur LIGA der Freien 
Wohlfahrtspflege gehören. Auch diese haben Großartiges geleistet.

Im Rahmen der Bewältigung dieser Krise standen und stehen gerade die Menschen mit 
Unterstützungsbedarfen, also die vulnerablen Gruppen, für mich immer mit an vorders­
ter Stelle. Es galt von Anfang an, gerade hier den Spagat zwischen dem wichtigen 
Selbstbestimmungsrecht und dem Schutz vor Infektionen, aber insbesondere auch der 
vielen Betreuungs- und Unterstützungskräfte, zu finden. Dies gilt besonders für den Be­
reich der Menschen mit Behinderungen.

Aufgrund der uns allen noch bewussten Entwicklung war es unumgänglich, dass wir 
aus Gründen des Infektionsschutzes ab 24. März 2020 auch die Werkstätten, Tages­
stätten und Tagesförderstätten schließen mussten. Auch wenn von dort eine Notbetreu­
ung gewährleistet wurde, waren davon deutlich über 15.000 Menschen betroffen, die 
ganz überwiegend einen erhöhten Bedarf an Tagesstruktur hatten.

- 12 -



Die Wohnangebote waren ja darauf ausgerichtet, dass die Menschen mit Behinderun­
gen werktäglich „anderweitig versorgt“ waren.

Ich habe daher den Trägern dieser Angebote die Weiterzahlung der Leistungsentgelte 
mit der Maßgabe zugesichert, dass insbesondere die freigewordenen Personalressour­
cen zur Abfederung dieser erhöhten Bedarfe eingesetzt wurden.

Ich freue mich, dass dies sehr gut gelungen ist und dass dies auch trägerübergreifend 
möglich war. Es zeigt schon von sozialer Verantwortung, wenn sich beispielsweise Mit­
arbeitende einer Werkstatt in der Versorgung von wohnungslosen, von der Corona- 
Krise betroffenen, Menschen einsetzen.

Auch suchterkrankte Menschen gehören zu den vulnerablen Gruppen. Aufgrund der 
Regelungen für Krankenhäuser und ähnliche Einrichtungen stehen Entgiftungsmöglich­
keiten derzeit zwar nur eingeschränkt zur Verfügung. Die Angebote zur Rehabilitation 
suchterkrankter Menschen bestehen jedoch weiterhin. Die Suchtfachkliniken sind expli­
zit ausgenommen von der Verpflichtung nach § 9, Absatz 1 der 4. Corona-Bekämp­
fungsverordnung Rheinland-Pfalz. Vermittlungen und Aufnahmen finden in der aktuel­
len Krisenzeit statt. Das gilt auch für die stationäre Übergangseinrichtung „Cleantime - 
Drogenhilfe sofort“ in Mayen-Kürrenberg.

Die Suchtberatungsstellen in Rheinland-Pfalz sind nach wie vor Kontakt- und Anlauf­
stellen für suchterkrankte Menschen und ihre Angehörigen. Und die Suchtselbsthilfe ist 
für und miteinander engagiert. Auch wenn die Corona-Pandemie gewisse Einschrän­
kungen erfordert und nicht alles wie gewohnt ablaufen kann, so ist dennoch Hilfe und 
Unterstützung, wie Beratung, Betreuung, Behandlung, Nachsorge und Selbsthilfe für 
suchterkrankte Menschen gegeben, die es auch weiterhin braucht.

Im Bereich der Wohnungslosenhilfe und Schuldnerberatung wurde von Beginn der 
Krise an die Planungs- sowie Finanzierungssicherheit für die Träger sichergestellt. 
Dazu gab es einen engen Austausch zwischen der LIGA der freien Wohlfahrtspflege, 
den Trägern und dem Ministerium beziehungsweise Landesamt.
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Gerade wohnungslose Menschen sind besonders betroffen. Hier hat die Landesregie­
rung unter anderem den stationären Einrichtungen Unterstützung angeboten. So wur­
den und werden die Einrichtungen bei der Beschaffung von persönlicher Schutzausrüs­
tung unterstützt. Hier gibt es eine gute und enge Zusammenarbeit mit der LIGA.

Um auch die Kommunen bei Ihrer Aufgabenwahrnehmung in der „ambulanten“ Woh- 
nungslosenhilfe zu unterstützen, hat das Ministerium mit allen 36 Kommunen den Kon­
takt aufgenommen und im Bedarfsfall die Unterstützung des Landes angeboten. Aktuell 
liegen keine Problemanzeigen vor.

Die Versorgung der wohnungslosen Menschen kann, trotz aller Einschränkungen, als 
gesichert bezeichnet werden. Dies gilt sowohl für die Übernachtungsmöglichkeiten, als 
auch für die Lebensmittelversorgung.

Auch die Tafeln stellt die Corona-Pandemie aktuell vor verschiedene Herausforderun­
gen. So gehören die ehrenamtlich Tätigen selbst zur Risikogruppe und auch die Le­
bensmittelspenden gingen durch Hamsterkäufe zurück. Aktuell öffnen aber immer mehr 
Tafeln wieder ihre Ausgabestellen mit einem veränderten Konzept. Auch hier sind wir 
in einem engen und regelmäßigen Austausch mit dem Landesverband der Tafeln.

In Zusammenarbeit mit den Verbänden und Organisationen im sozialen Bereich, gelingt 
es so, den Schutz und die Sicherung der Bedarfe der vulnerablen Gruppen gut auszu­
tarieren.

Im Folgenden möchte ich Ihnen zunächst zu den sozialen Dienstleistern mit hauptamt­
lichen Beschäftigten sowie entsprechender Förderung durch das Land berichten und 
nachfolgend auf die ehrenamtlichen und selbstorganisierten Angebote eingehen. Über 
das Sozialdienstleister-Einsatzgesetz und der Umsetzung auf Landesebene werde ich 
am Ende informieren.
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Zu den sozialen Diensten mit hauptamtlichen Personal gehören beispielsweise die Be­
ratungseinrichtungen in der Schuldner- und Suchtberatung sowie die Pflegestützpunkte 
in Rheinland-Pfalz, einschließlich der Fachkräfte der Beratung und Koordinierung. Alle 
Angebote werden vom Land dauerhaft gefördert. Aktuell erfolgt die Beratung vorwie­
gend telefonisch, per E-Mail oder auch in einer Videokonferenz. In diesen Bereichen 
führt das Land seine Förderung auch jetzt uneingeschränkt fort.

Für den stationären Bereich möchte ich hier beispielhaft die Wohnungslosenhilfe nen­
nen. Auch hier kann es aufgrund der Corona-Pandemie dazu kommen, dass nicht alle 
Integrationsschritte entsprechend der Teilhabeplanung umgesetzt werden können. Dies 
ist verständlich und führt nicht automatisch zur Kürzung der Förderung.

Die Träger können die Planung anpassen und mit dem Landesamt für Soziales, Jugend 
und Versorgung abstimmen, sodass es in der Regel ebenfalls nicht zu Einschränkun­
gen der Förderung kommt.

Die selbstorganisierten und ehrenamtlichen Angebote der sozialen Dienste sind sehr 
vielfältig und betreffen verschiedenste Lebensbereiche. Sie sind in der Regel - unab­
hängig von staatlichen Initiativen - allein aus dem sozialen Engagement der Menschen 
entstanden. Dennoch fördert die Landesregierung diese Angebote durch ver­
schiedenste Zuwendungen.

Die LIGA der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege erhält neben der sogenann­
ten Globalförderung für ihre verbandlichen Aufgaben auch Zuschüsse in Höhe von 
258.000 Euro zur Förderung von ehrenamtlichen Diensten und Tätigkeiten. Diese För­
derung wird vom Land uneingeschränkt fortgeführt. Dies gilt beispielsweise auch für die 
Förderung der LAG Selbsthilfe, das Netzwerk Selbstbestimmung und Gleichstellung 
oder die Suchtselbsthilfe. Aufgrund der Corona-Pandemie hat das Land die Förderung 
von ehrenamtlichen Initiativen sogar ausgedehnt und ein Förderprogramm zur Nach­
barschaftshilfe aufgelegt.
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Die Tafeln als wichtige soziale Institution in Rheinland-Pfalz waren gerade zu Beginn 
der Pandemie stark von Einschränkungen betroffen. So konnten viele ehrenamtlich Tä­
tige aufgrund des Alters nicht mehr eingesetzt werden und gleichzeitig gingen die Spen­
den aus den Supermärkten deutlich zurück. Inzwischen eröffnen aber zunehmend die 
Ausgabestellen wieder und das Angebot wird auf eine kontaktarme Ausgabe von Le­
bensmitteln umgestellt. Auch die Spendenbereitschaft ist wieder gestiegen. Es haben 
sich zudem viele jüngere Menschen zur Mitarbeit in den Tafeln bereiterklärt. Ich habe 
dem Landesverband der Tafeln auch nochmals angeboten, direkt mit dem Ministerium 
Kontakt aufzunehmen, um die weitere gewünschte Unterstützung zu erörtern.

Mit den dargestellten Maßnahmen haben wir die Voraussetzungen geschaffen, dass 
wir auch in Zukunft noch gute und standfeste soziale Dienste haben.

Zum Sozialdienstleister-Einsatzgesetz des Bundes (SodEG): Die Landesverordnung 
zur Ausführung des Gesetzes befindet sich derzeit in der Abstimmung und soll bald­
möglichst verabschiedet werden. Diese orientiert sich an den bekannten und bewährten 
Zuständigkeitsregelungen in der Kinder- und Jugendhilfe, Eingliederungshilfe und Hilfe 
zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten. Das heißt, wir wollen beim So- 
zialdienstleiter-Einsatzgesetz ein-zu-eins auf die vorhandenen Strukturen bei Land und 
Kommunen zurückgreifen.

Mit dem Gesetz haben Anbieter von sozialen Diensten1, die ihren Bestand nicht mit 
vorrangigen verfügbaren Mitteln absichern können, die Möglichkeit, einen Antrag auf 
einen Zuschuss nach dem Sozialdienstleister-Einsatzgesetz zu stellen. Dazu müssen 
sie grundsätzlich bereit sein, einen (möglichen) Beitrag zur Pandemiebekämpfung zu 
leisten. Im Gegenzug stellen die Leistungsträgerden Bestand des Dienstleisters sicher.

1 ln Betracht kommt das gesamte Spektrum von sozialen Dienstleistern, die aufgrund der Corona-Krise in ihrer Exis­
tenz gefährdet sind und die über das Sozialgesetzbuch (Ausnahme' SGB V und SGB XI) oder das Aufenthaltsgesetz 
Leistungen erbringen Betroffen ist das gesamte Spektrum sozialer Arbeit Z B. Werkstätten für Menschen mit Be­
hinderung, deren Betrieb eingeschränkt wurde, Versorgungs- und Rehabilitationseinrichtungen, deren Belegungs­
zahlen eingebrochen sind, Anbieter von Leistungen der Arbeitsförderung oder von Sprachkursen, die keine Maß­
nahmen mehr durchführen können
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Um es konkret zu sagen: Wenn eine Reha-Einrichtung oder eine Werkstätte für behin­
derte Menschen keine Klienten oder Beschäftigten mehr hat, erhält sie auch keine Leis­
tungen von den Trägern und wäre in ihrem Bestand gefährdet. Dies wird mit dem Ge­
setz verhindert. So werden vom gleichen Leistungsträger bis zu 75 Prozent der durch­
schnittlichen Aufwendungen erstattet. In Rheinland-Pfalz werden die gleichen Behör­
den, die bisher für die Einrichtungen/Dienstleister zuständig waren, die Leistungen nach 
dem Sozialdienstleister-Einsatzgesetz erbringen. Dies ist eine vorrübergehende Auf­
gabe.

Ich möchte in diesem Zusammenhang nochmals darauf hinweisen, dass viele soziale 
Dienstleister inzwischen wieder ihre Tätigkeit aufgenommen haben beziehungsweise 
die originäre und vorrangige Förderung von Seiten des Landes zu keinem Zeitpunkt 
eingestellt wurde.

Abschließend noch eine Anmerkung zu dem im Antrag erwähnten Pressebericht: Das 
Sozialministerium hat in der Vergangenheit und aktuell die Träger bei der Beschaffung 
der notwendigen persönlichen Schutzausrüstung unterstützt. Es gab dabei auch konti­
nuierlichen Kontakt zwischen dem Ministerium, der LIGA und den Einrichtungen. Diese 
gute und enge Zusammenarbeit freut mich sehr. So gab es beispielsweise in der Woh- 
nungslosenhiife engen Kontakt mit der LIGA-Fachgruppe, dem zuständigen Fachreferat 
des Ministeriums und den Einrichtungen.

Auch wird die Frage des Mittagessens für Kinder wird in Kürze auf Bundesebene ge­
klärt. Durch eine Änderung des Zweiten und Zwölften Buches Gesetzbuch soll sicher­
gestellt werden, dass Kinder über das Bildungspaket weiterhin unterstützt werden. Wir 
werden diese Regelung in Rheinland-Pfalz umgehend umsetzen.

Lassen Sie mich nun auf die Auswirkungen für Menschen mit Behinderungen eingehen.
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Unmittelbar nachdem erstmals auch in Rheinland-Pfalz Infektionen mit dem Coronavi­
rus festgestellt wurden, hat das Land am 27. Februar 2020 an alle Träger von Einrich­
tungen und Diensten für ältere und pflegebedürftige Menschen sowie Menschen mit 
Behinderungen, aber auch an Träger von Kindertagesstätten, Hygiene-Flinweise und 
Hinweise zur Vermeidung von Infektionen übersandt. Diese Hinweise wurden auch in 
leichter Sprache zur Verfügung gestellt. Die Hinweise und weiteren Empfehlungen bis 
hin zu den später gefertigten Erlassen, Allgemeinverfügungen und Rechtsverordnun­
gen wurden regelmäßig aktualisiert und sind auf der Homepage der Landesregierung 
als und auch des Ministeriums für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie zu fin­
den. Durch ZOAR Rockenhausen wurde eine Hotline in leichter Sprache für Menschen 
mit Behinderungen eingerichtet. Die Beratungs- und Prüfbehörde nach dem LWTG be­
rät und unterstützt insbesondere die Träger von Wohneinrichtungen; dort sind auch 
Meldungen von Verdachtsfällen und tatsächlichen Infizierungen von Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern und von Bewohnerinnen und Bewohnern abzugeben. Mittlerweile 
wurde per Verordnung eine entsprechende Meldeverpflichtung normiert.

Im Rahmen der Bewältigung dieser Krise standen für mich die Menschen mit Behinde­
rungen immer mit an vorderster Stelle. Es galt von Anfang an, den Spagat zwischen 
dem berechtigten Selbstbestimmungsrecht der Menschen mit Behinderungen und dem 
Schutz vor Infektionen der Menschen mit Behinderungen, aber insbesondere auch der 
vielen Betreuungs- und Unterstützungskräfte, zu finden.

Dies vorausgeschickt, möchte ich zu den einzelnen Fragen folgendes feststellen:

1. Welche Schutzkonzepte gibt es für Behinderteneinrichtungen?

Die Träger der Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen sind in erster Linie im 
Rahmen der Struktur- und Prozessqualität in der Verantwortung, einrichtungsinterne 
Schutzkonzepte zu erstellen und umzusetzen. Das Ministerium sowie die Beratungs­
und Prüfbehörde nach dem LWTG unterstützen die Einrichtungen durch eine Vielzahl 
von Informationen und Verhaltensmaßregeln.
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Ein wesentlicher Aspekt des Schutzkonzeptes war die Entscheidung, unter anderem 
die Werkstätten, Tagesstätten und Tagesförderstätten zu schließen. Hierdurch konnten 
sehr frühzeitig Infektionsketten zum Schutz der Menschen mit Behinderungen, aber 
auch der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, unterbrochen werden. Hierdurch ist es früh­
zeitig gelungen, die rasante Ausbreitung der Pandemie mindestens zu begrenzen.

Jetzt müssen die nächsten Schritte und Maßnahmen überlegt werden, um auch auf 
längere Sicht eine neuerliche, expotentielle Verbreitung des Corona-Virus zu verhin­
dern.

Von besonderer Bedeutung sind dabei Schutzkonzepte, die Regelungen treffen, wenn 
aufgrund von Infektionen mit dem Corona-Virus die Kapazitäten der vorhandenen Ein­
richtungen beziehungsweise Wohnformen für die Versorgung von Menschen mit Behin­
derungen nicht ausreichen, eine Versorgung nicht möglich ist oder die Betreuung in der 
Einrichtung oder zu Hause nicht mehr gewährleistet ist. Hier ist die Durchführung von 
Isolations- und Quarantänemaßnahmen im räumlichen und organisatorischen Umfeld 
der Einrichtungen in den Blick zu nehmen. Es gibt hierzu bereits eine Landesverord­
nung, die aktuell weiterentwickelt und den sich veränderten Gegebenheiten angepasst 
wird.

Infektionsketten zu durchbrechen und Neuinfektionen zum Schutze der Bewohnerinnen 
und Bewohner der Behinderteneinrichtungen zu vermeiden, muss das wichtigste Ziel 
bleiben.

2. Wie sieht die Situation in den Wohngruppen aus?

Unter dem Begriff Wohngruppen sind Wohnbereiche der Einrichtungen nach § 4 LWTG 
(Einrichtungen mit umfassendem Leistungsangebot, wie zum Beispiel besondere 
Wohnformen), die dazugehörigen sogenannten Außenwohngruppen und auch Einrich­
tungen mit besonderer konzeptioneller Ausrichtung nach § 5 LWTG (Einrichtungen mit
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besonderer konzeptioneller Ausrichtung), also der ehemals ambulante Bereich, zu ver­
stehen.

Rückmeldungen der Träger von Wohn- und Tagesstrukturangeboten der Eingliede­
rungshilfe zeigen, dass die Mitarbeitenden der Träger ein hohes Engagement haben, 
die Menschen mit Behinderungen in ihren jeweiligen Wohnquartieren bestmöglich zu 
unterstützen und zu begleiten. Dazu gehört es auch, auf die Ängste und Einschränkun­
gen, die durch die Corona-Pandemie entstehen, einzugehen. Durch die notwendige 
Schließung der Werkstätten, Tagesstätten und Tagesförderstätten gab es in den Wohn­
gruppen, aber auch in der häuslichen Umgebung, das Problem, dass die notwendige 
Tagesstruktur an den Werktagen, an denen die Menschen normalerweise in der Werk­
statt oder Tagesstätte oder Tagesförderstätte waren, jetzt vom Träger zu gewährleisten 
war, aber das notwendige Personal nicht zur Verfügung stand. Die Weiterzahlung der 
Entgelte erfolgte deswegen mit der Maßgabe, dass das freie Personal zur Erfüllung 
dieser vorübergehenden Aufgabe eingesetzt wurde. Teilweise funktionierte das sogar 
trägerübergreifend.

3. In welchem Umfang haben die Werkstätten Unterstützungszahlungen für ihre 
Betriebe eingefordert?

Bereits Mitte März 2020 hat die Landesregierung den Werkstätten für behinderte Men­
schen in Rheinland-Pfalz zugesichert, dass die Leistungsentgelte zunächst bis 30. April 
2020 weitergezahlt werden. Somit musste keine Werkstatt fürchten, in wirtschaftliche 
Not zu geraten. Am 16. April 2020 wurden die Träger von Werkstätten dahingehend 
informiert, dass ab 4. Mai 2020 eine Beschäftigung und Betreuung von Menschen mit 
Behinderungen in den anerkannten Werkstätten in Rheinland-Pfalz wieder möglich sein 
wird. Damit wurde den Werkstätten die Möglichkeit eröffnet, notwendige Vorbereitun­
gen für die Wiederaufnahme des Werkstattbetriebes zu treffen. Vor diesem Hintergrund 
erfolgt auch eine Fortzahlung der Vergütungssätze ab 1. Mai 2020.

Darüberhinausgehende Anträge nach finanzieller Unterstützung der Werkstätten liegen 
nicht vor.
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4. Wie sieht die Situation hinsichtlich bekannter Infektionen von Bewohnerinnen 
und Bewohnern und Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, vorhandener Schutz­
konzepte und vorhandener Schutzausrüstung in Wohnbereichen für Men­
schen mit Behinderungen aus?

Aufgrund aktueller Meldungen (Stand 24. April 2020) gibt es in Rheinland-Pfalz in 
Wohneinrichtungen der Eingliederungshilfe insgesamt 32 Verdachtsfälle bei Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeitern sowie 20 bestätigte Infektionen.

Bei den Bewohnerinnen und Bewohnern gibt es aktuell 16 Verdachtsfälle und 23 bestä­
tigte Infektionen. 4 Bewohnerinnen und Bewohner sind verstorben.

Insbesondere das Aussetzen der Tagesstruktur (WfbM, Tagesförderstätte, Tagesstätte) 
hat nach unserer Einschätzung dazu geführt, mögliche Infektionswege zu durchbrechen 
oder gar nicht erst entstehen zu lassen. Einrichtungsintern bestehende Konzepte, Hy­
gienepläne und Verhaltensmaßregeln sind ein wirksamer Beitrag, die Auswirkungen der 
Pandemie in den Einrichtungen der Eingliederungshilfe einzudämmen.

Obwohl es in erster Linie Aufgabe der jeweiligen Einrichtung ist, zum Schutz der Be­
wohnerinnen und Bewohnerund der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für entsprechende 
Schutzausrüstung zu sorgen, unterstützt das Land die Träger bei der Beschaffung von 
notwendiger persönlicher Schutzausrüstung bis Ende April 2020. Seit Anfang Mai 2020 
erfolgt eine regelhafte Zurverfügungstellung mit notwendiger Schutzausrüstung über 
die Spitzenverbände der Leistungsanbieter. Die Verteilung erfolgt über die Werkstatt für 
behinderte Menschen in Zweibrücken.
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5. Wie stellt sich die Situation von mit Assistenten lebenden behinderten Men­
schen dar?

Die Landesregierung hat keine Erkenntnisse über die aktuelle Situation der Menschen 
mit Behinderungen, die mit Assistenten leben. Eine diesbezügliche Rechtsgrundlage 
für eine Auskunftspflicht existiert nicht.

6. Wie stellt sich die Situation der Werkstattbeschäftigten dar, denen Löhne ent­
fallen?

Die Werkstattlöhne sind kein Bestandteil der im Rahmen der Eingliederungshilfe zu 
zahlenden Vergütungssätze; sie sind aus dem Arbeitsergebnis, das in der Werkstatt 
erwirtschaftet wird, zu zahlen. Den rheinland-pfälzischen Werkstätten wurde mit der 
Dritten Corona-Bekämpfungsverordnung ab 24. März 2020 grundsätzlich die Beschäf­
tigung und Betreuung von Menschen mit Behinderungen untersagt. Es wäre für mich 
nicht nachvollziehbar, wenn bereits nach kurzer Zeit der Schließung die Arbeitsergeb­
nisse dahingehend eingebrochen wären, dass dies zur Einstellung der Werkstattlöhne 
geführt hätte. Zumal in vielen Werkstätten das festangestellte Personal teilweise einge­
setzt war, um die Produktion soweit möglich aufrechtzuerhalten. Auch aus diesem 
Grund wurden die Vergütungssätze weitergezahlt.

Hinzu kommt, dass die Werkstätten gesetzlich verpflichtet sind, aus den Erträgen 
Schwankungsrücklagen zu bilden. Diese sollen zur Überbrückung ertragsschwacher 
Zeiten dienen und hätten im Notfall zur Weiterzahlung der Werkstattlöhne genutzt wer­
den können.

Gleichwohl habe auch ich zur Kenntnis genommen, dass es zu einer Situation kommen 
könnte, in der Werkstattlöhne reduziert werden. Dieses Thema habe ich mit meinen 
Kolleginnen und Kollegen aus den anderen Ländern dem zuständigen Bundesminister 
mit der Bitte um eine bundesweite Lösung übermittelt.
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7. Wie und durch wen können Tagesstrukturen und Betreuungskonzepte für die 
ehemals in WfbM oder in Tagesförderstätten beschäftigten Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter organisiert werden?

Zum einen wurden die Träger von Tagesstätten, Tagesförderstätten und Werkstätten 
bereits mit Schreiben vom 16. März 2020 gebeten, mit Bück auf die notwendige verän­
derte Tagesstruktur der Menschen mit Behinderungen alternative Unterstützungsange­
bote zu schaffen und durch geeignete Maßnahmen zumindest ein Mindestmaß an Be­
treuung sicher zu stellen. Der Aufforderung wurde zum Beispiel dahingehend entspro­
chen, dass das Personal der Werkstätten, Tagesstätten oder der Tagesförderstätte eine 
Tagesbetreuung in den besonderen Wohnformen gewährleistet.

Zum anderen wurde ab Beginn des Betretungsverbotes in den Werkstätten für behin­
derte Menschen und den anderen tagesstrukturierenden Angeboten eine Notbetreuung 
vorgehalten. Diese konnte in Anspruch genommen werden, wenn der individuell not­
wendige Unterstützungsbedarf nicht anderweitig gewährleistet werden konnte.
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